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Zu den Voraussetzungen einer BK Nr. 2112 der Anlage 1 der Berufskrankheitenverordnung 
 
§ 9 Abs. 1 SGB VII, BK Nr. 2112 der Anlage 1 der BKV 
 
Urteil des Sächsischen LSG vom 04.11.2015 – L 6 U 200/13 – 
Aufhebung des Urteils des SG Leipzig vom 27.08.2013 – S 23 U 134/11 –   
Vom Ausgang des Revisionsverfahrens beim BSG – B 2 U 5/16 R – wird berichtet  
 

Die Beteiligten streiten über die Anerkennung einer Berufskrankheit nach Nr. 2112 der Anlage 
1 zur Berufskrankheiten-Verordnung (BK 2112) bezogen auf das linke Kniegelenk des Klä-
gers. 
Der 1947 geborene Kläger arbeitete seit 1964 in einem Baukombinat. Zudem spielte er Fußball. 
Erste Kniebeschwerden traten 1971 auf. Seit 1979 sind arthrotische Reibegeräusche, ab 1981 
arthrotische Beschwerden in beiden Kniegelenken dokumentiert. In 1983 erlitt der Kläger einen 
Sportunfall beim Fußballspiel. In den Jahren 2002/2003 wurde bereits ein BK-Verfahren wegen 
einer BK 2102 durchgeführt. Laut eines in 2010 erstatteten Gutachtens sei damals das Scha-
densbild aber nicht belastungstypisch für eine BK 2102 gewesen. Im Jahr 2003 wurde dem 
Kläger am Kniegelenk rechts eine Knieendoprothese (Knie-TEP) implantiert, weil eine fort-
geschrittene Varusgonarthrose vorgelegen hatte. Im jetzigen BK-Verfahren zur BK Nr. 2112 am 
linken Kniegelenk wurde durch ein fachärztliches Gutachten 2010 eine Gonarthrose Grad III 
nach Kellgren mit Beuge- und Streckdefizit gesichert. Laut diesem Gutachten bestehe jedoch 
keine zeitliche Korrelation zwischen den beruflichen Belastungen und der Krankheitsentwick-
lung, da der Kläger bereits in 2002 die kniebelastende Tätigkeit aufgegeben hatte und eine 
Besserung der Beschwerden nach Tätigkeitsaufgabe nicht eingetreten sei. Eine berufliche ver-
ursachte Gonarthrose sei daher nicht wahrscheinlich. 
Die Präventionsabteilung der Beklagten stellte fest, dass die Kniebelastung des Klägers bis 
Anfang September 2002 14.814 Stunden betragen haben, die kumulative Kniebelastungs-
dauer von 13.000 Stunden sei im Jahr 1998 erreicht worden.  
Laut gewerbeärztlicher Stellungnahme aus 2010 seien zwar die expositionellen Voraussetzun-
gen beim Kläger gegeben, jedoch sei wegen der sog. Rückwirkungsklau-
sel/Stichtagsregelung zum 30.09.2002 eine Anerkennung der BK 2112 nicht möglich, da der 
Kläger wegen einer Gonarthrose rechts mehr als links bereits seit dem 19.09.2002 arbeitsun-
fähig gewesen sei. Die Beklagte lehnte daraufhin die Anerkennung einer BK 2112 ab, der da-
gegen erhobene Widerspruch des Klägers blieb erfolglos. 
Das SG Leipzig hob den Bescheid der Beklagten in Gestalt des Widerspruchsbescheides auf 
und stellte fest, dass der Kläger seit dem 30.01.2004 an einer BK 2112 am linken Kniegelenk 
leide. Die berufliche Exposition des Klägers sowie eine Gonarthrose an seinem linken Knie sei-
en im Vollbeweis nachgewiesen. Zwar sei die Gonarthrose am linken Knie röntgenologisch be-
reits am 20.09.2002 belegt, also vor dem Stichtag, aber erst im Januar 2004 seien erstmals 
chronische Kniebeschwerden am linken Knie dokumentiert worden. Zudem lasse sich die als 
Voraussetzung für die BK 2112 erforderliche Bewegungseinschränkung des linken Knies 
erst nach dem Stichtag feststellen. Auch die anerkannten Ersatzkriterien für die Bewegungs-
einschränkung lägen nicht vor. Ferner überzeugten die gutachterlichen Ausführungen zum zeit-
verzögerten Auftreten der Gonarthrose nach Tätigkeitsaufgabe nicht.  
Das LSG hob das erstinstanzliche Urteil des SG Leipzig auf. Das LSG führt aus, dass ein 
Versicherungsfall im Sinne des § 6 Abs. 2 BKV n. F. nicht in seiner gemäß § 7 Abs. 1 SGB 
VII gesetzlichen Bedeutung auszulegen sei, sondern gleichbedeutend mit einer „Erkran-
kung“ zu verwenden sei. Eine Erkrankung i. S. der BK 2112 sei aber dadurch gekennzeich-
net, dass sie grundsätzlich beidseitig auftrete. Wirke sich eine Exposition gleichermaßen auf 
mehrere Zielorgane aus und liege der Erkrankungsbeginn an einem Zielorgan vor dem Stichtag, 
so sei die Annahme eines Versicherungsfalles nach dem Stichtag ausgeschlossen. Diese Aus-
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legung werde auch dadurch gestützt, dass bei der Anerkennung einer BK 2112 aufgrund einer 
einseitigen Symptomatik, das spätere Hinzutreten der Symptome im anderen Kniegelenk als 
wesentliche Änderung nach § 48 SGB X zu behandeln sei. Nur im Ausnahmefall könne bei ent-
sprechender Begründung an Hand der weiteren Exposition die Erkrankung des anderen Knie-
gelenks als weitere gleiche BK anerkannt werden. Diese Fallgestaltung liege beim Kläger aber 
nicht vor, weil der Kläger nur bis Anfang September 2002 beruflichen Expositionen ausgesetzt 
gewesen sei. Eine Differenzierung zwischen linkem und rechtem Kniegelenk ist nach An-
sicht des Senats nicht sachgerecht, auch wenn der Senat in Übereinstimmung mit dem SG 
davon ausgeht, dass die Voraussetzungen der BK 2112 bezogen auf das linke Knie nicht vor 
dem Stichtag vorgelegen hätten. 
Der Senat ließ die Revision nicht zu. 

 
Das Sächsische Landessozialgericht hat mit Urteil vom 04.11.2015 – L 6 U 200/13 –  
wie folgt entschieden: 
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